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BUNDESMINISTERIUM

FUR FINANZEN

Herrn Prasidenten

des Nationalrates

Mag. Wolfgang Sobotka
Parlament

1017 Wien

Wien, am 5. September 2018
GZ. BMF-310205/0120-GS/VB/2018

Sehr geehrter Herr Prasident!

Auf die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 1277/ vom 5. Juli 2018 der Abgeordneten

Rudolf Plessl, Kolleginnen und Kollegen beehre ich mich Folgendes mitzuteilen:

Zul.:

Errichtungs- & Entwicklungsauftrage wurden ausschlieBlich an die Bundesrechenzentrum

GmbH im Wege der Inhouse-Vergabe vergeben und vollstédndig erfillt. Darliber hinaus ist in
§42 Abs. 2 Transparenzdatenbankgesetz 2012 (TDBG 2012) vorgesehen, dass der
Bundesminister fiir Finanzen die dem Arbeitsmarktservice (AMS) und dem Hauptverband der
Osterreichischen  Sozialversicherungstrdager (HVB) aufgrund dieses Bundesgesetzes

erwachsenden Kosten zu tragen hat. Auch diese Kosten sind im genannten Betrag enthalten.

Zu 2.:

Im angefragten Zeitraum waren intensive Arbeiten in fachlich-organisatorischer und

technischer Hinsicht zur Errichtung und fiir den anschlieBenden laufenden Betrieb der
Transparenzdatenbank notwendig. Sowohl technisch als auch insbesondere inhaltlich musste
Grundlagenarbeit geleistet werden, da derartiges Know-How vor diesem Projekt weder auf
Bundes- noch auf Landesebene vorhanden war. Darlber hinaus sind auch in der
nunmehrigen Betriebsphase intensive Abstimmungen sowohl mit den Ressorts als auch den
Léndern erforderlich.
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Die mit der Umsetzung der sich aus dem TDBG 2012 ergebenden rechtlichen (Kompetenz,
Datenschutz, Zusammenspiel Bund-Lander, Begrifflichkeiten) und organisatorischen (Aufbau
der Datenklarungsstelle, Servicierung der definierenden Stellen in den Ressorts und der
Lander sowie der leistenden Stellen in den Ressorts) Tatigkeiten wurden im Wesentlichen

durch Bundesministerium flir Finanzen (BMF)-internes Personal realisiert.

Die Aufgaben der Datenklarungsstelle waren zu Beginn unter anderem die Definition der
Aufgaben der Ressortkoordinatorinnen und -koordinatoren sowie deren Unterstlitzung bei der

Umsetzung in den jeweiligen Ressorts und (zeitlich nachgelagert) den Landern.

Dariiber hinaus wurden im Zuge der Erstausstattung mit Leistungsangeboten im Bund und
den Landern auftauchende Fragen im Zusammenhang mit Férderungen geklart und die
Ressorts und Lander bei der Erstellung der Leistungsangebote (Férderungsbeschreibung in
einheitlicher Struktur) unterstiitzt. Weiters waren im angefragten Zeitraum auch die
Leistungsmitteilungen des Bundes (personenbezogene Mitteilung der ausbezahlten
Leistungen) zu organisieren. Dazu wurde Support fiir die leistenden Stellen gegeben und es
wurden Informationsveranstaltungen und Schulungen abgehalten. SchlieBlich wurde die
Transparenzdatenbank fachlich weiterentwickelt und die Leistungsangebote wurden in
qualitativer Hinsicht gepruft.

Zu 3.:

Im Rahmen eines Gesamtpakets, das die Einrichtung von Landesverwaltungsgerichten, die

Einflihrung der Transparenzdatenbank sowie die Einfiihrung eines Bundesamts flir Asyl und
Migration umfasst hat, wurden die Ertragsanteile der Lander in den Jahren 2012 bis 2014
pauschal um 20 Millionen Euro pro Jahr erhoht. Diese Erhdéhung der Ertragsanteile wurde mit
der Verlangerung des Finanzausgleichs flir die Jahre 2015 und 2016 mit 10 Millionen Euro
pro Jahr festgesetzt und wiederum mit der Einrichtung von Landesverwaltungsgerichten und

der Einflihrung der Transparenzdatenbank begriindet.
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Ertragsanteile sind definitionsgemaB nicht zweckgebunden, die Verantwortung fir die
zweckmaBige Verwendung von Ertragsanteilen der Lander liegt daher ausschlieBlich bei
diesen. Daten (ber die Stellenplane und den Sachaufwand der Lander fir die

Landesverwaltungsgerichte stehen dem BMF ebenfalls nicht zur Verfligung.

Zué.:

Die angesprochene Plattform des KDZ ,Offener Haushalt® wurde deutlich nach der

Implementierung der Transparenzdatenbank gestartet und verfolgt andere Zielsetzungen.
Auf der genannten Seite werden die Finanzen der teilnehmenden &sterreichischen
Gemeinden prasentiert (die Teilnahme st freiwillig). Datengrundlage sind die
Gemeindefinanzdaten der Statistik Austria, basierend auf den Rechnungsabschliissen der
Gemeinden. Von Gemeinden auf Rechtstrager privaten oder 6ffentlichen Rechts ausgelagerte
Leistungen sind nicht enthalten. Zusatzlich zu den Abschlussdaten kdnnen die Gemeinden
auch ihre Voranschldage (Budgets) hochladen. Die im Gemeindehaushalt erfassten
Finanzdaten beinhalten zwar auch (als kleinen Teil des Gemeindehaushalts) die Férderungen
der Gemeinde, allerdings sind diese weder einheitlich gegliedert noch aufgeschliisselt. Eine

Vergleichbarkeit mit anderen Gebietskdrperschaften ist damit nicht einfach maglich.

Die Transparenzdatenbank wurde anfangs als Projekt im Verantwortungsbereich der
damaligen Sektion V (Informations- und Kommunikationstechnologie, E-Government) des
BMF geflihrt, mit Dezember 2012 wurde eine Abteilung dafiir eingerichtet. Aufgrund der
Anderung des Bundesministeriengesetzes vom 8. Janner 2018 wanderte die Zustandigkeit in
die Sektion II (Budget) des BMF. Weitere Zustdandigkeitswechsel gab es bisher nicht. Generell
darf darauf verwiesen werden, dass sich die jeweiligen Zusténdigen in der Geschafts- und

Personaleinteilung auf der Homepage des BMF (www.bmf.gv.at) finden.

Zu 5..

Wie bereits zur Frage 3 ausgefiihrt, gibt es keinen Kostenersatz des Bundes an die Lander
oder die Gemeinden fiir die Transparenzdatenbank, sondern es wurden die Ertragsanteile der
Ladnder im Rahmen von Gesamtpaketen pauschal um die bereits oben genannten Betrdge
erhoht. Da diese Erhéhung bei den Anteilen der Lénder an der Umsatzsteuer erfolgte,

erhohten sich die Ertragsanteile der Lander entsprechend deren Anteilen an der
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Umsatzsteuer gemaB § 9 FAG 2008, sohin in den Jahren 2012 bis 2016 zu 77,017 % gemal

deren Anteilen an der Einwohnerzahl und zu 22,983 % nach einem Fixschlissel.

Aufgrund dieser Verteilungsschlissel profitierten die Lander mit folgenden Betragen an den

pauschalen Erhéhungen der Ertragsanteile (in Mio. Euro):

Bgld.| Ktn.| No.[ O6.| Sbg.|Stmk.| Tirol| Vbg.| Wien|Summe

2012 | 0,67 1,34| 3,78 3,32| 1,30 2,85| 1,70| 0,90| 4,13| 20,00

2013 | 0,67| 1,34 3,78| 3,32| 1,29| 2,85| 1,71| 0,91| 4,14| 20,00

2014 | 0,67 1,33| 3,77| 3,31| 1,29 2,84 1,71| 0,91| 4,17| 20,00

2015 | 0,34 0,66| 1,88| 1,65| 0,64 1,42| 086| 0,45| 2,09| 10,00

2016 | 0,33 0,66| 1,88| 1,65| 0,64 141| 086| 0,45]| 2,11| 10,00

Zu6.und 7.:

Im angefragten Zeitraum war die Transparenzdatenbank errichtet und in Betrieb. Beim BMF
sind in den angefragten Jahren daher Kosten fiir die Weiterentwicklung in der Héhe von
529.840,-- Euro und flir den Betrieb der Transparenzdatenbank in der Héhe von 1.314.094,--
Euro (inkl. Kosten flir AMS und HVB in der H6he von 387.573,-- Euro) angefallen. Dariber
hinaus musste aufgrund von personellen Engpdssen im IT-Bereich auf externes Personal als
Support zuriickgegriffen werden. Dieses externe Personal wird derzeit in Ubereinstimmung

mit der diesbezliglichen Empfehlung des Rechnungshofes schrittweise abgebaut.

In § 42 Abs. 2 TDBG 2012 ist vorgesehen, dass der Bundesminister flir Finanzen die dem
AMS und dem HVB aufgrund dieses Bundesgesetzes erwachsenden Kosten zu tragen hat.
Dariiber hinausgehende Betriebs- & Entwicklungsauftrage wurden ausschlieBlich an die
Bundesrechenzentrum GmbH im Wege der Inhouse-Vergabe vergeben und vollstandig erfillt.

Dariiber hinausgehende Kosten im Bund kénnen seitens des BMF mangels verfligbarer Daten
nicht ressortiibergreifend beantwortet werden. Auch zu den Kosten der Lander und der
Gemeinden stehen dem BMF keine Daten zur Verfligung.
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Das BMF steht mit dem Verfassungsdienst in Kontakt, um eine datenschutzrechtliche
Neubewertung der engen Einsichtsmdglichkeiten, die derzeit durch die Kategorisierung
aufgrund der E-Government-Bereichsabgrenzungsverordnung umgesetzt sind, vornehmen zu
kdnnen. Weiters arbeitet das BMF derzeit an einem Novellenentwurf zum TDBG 2012
inklusive verfassungsgesetzlicher Kompetenzanpassung. Darliber hinaus wurde das Thema
auch an das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz im Zuge

der Anderung der verfassungsrechtlichen Kompetenzregelung herangetragen.

Zu 9.:

Samtliche Bundesministerien befiillen seit 2013 die Transparenzdatenbank.

Zu 10.:
Die Lander melden personenbezogene Leistungsmitteilungen aktuell im Umfang des FAG-

Paktums (Bereich Umwelt und Energie) ein.

Zul1l.:
Die Gemeinden nehmen derzeit noch nicht an der Transparenzdatenbank teil. Aufgrund einer
jlingsten Anderung des TDBG 2012 kénnen auch die Gemeinden ihre Férderungen in die TDB

freiwillig einmelden und entsprechende Abfragen zu Uberpriifungszwecken vornehmen.

Aus technischer Sicht liegen alle Voraussetzungen flir die Einmeldung vor.

Der Bundesminister:
Hartwig Loger
(elektronisch gefertigt)

Seite 5

www.parlament.gv.at



™ EEENE Profhinwes Glokironisahen Signatur inden Sie Unier: hipe./lsmissignaiur brz.gv.ai
B P AN e EIUM | batum/zeit 2018-09-05T14:35:53+02:00
Unterzeichner Bundesministerium fur Finanzen
Aussteller-Zertifikat gg;?—g%?éﬁegeﬁéﬁsg%hgﬁ%SAJT:a—sign—corporate—light—02,O:A—Trust Ges. f. Sicherheitssysteme im
Serien-Nr. 1814163722
Dokumentenhinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.parlament.gv.at



Unterzeichner Par | arent sdi rekti on

ﬁ@(o*sﬁ;%
Ve @ o Datum/Zeit-UTC | 2018- 09- 05T14: 36: 57+02: 00

Parlamentsdirektion
{ SIEGEL

N4

Prifinformation I nformationen zur Prufung des el ektroni schen Siegels und des
/ Ausdrucks finden Sie unter: https://ww. parl anent. gv. at/si egel

Hinweis Di eses Dokunment wurde el ektronisch besiegelt.




		2018-09-05T14:35:53+0200
	Bundesministerium für Finanzen
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2018-09-05T14:36:57+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




